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Amtliche 
Bekanntmachungen

Öffentliche Versteigerung
In Verwahrung des städtischen Fund-
amtes befinden sich folgende  öffent-
liche Fundsachen (§ 978 BGB) sowie 
Überführungsgegenstände und un-
anbringbare Sachen (§ 983 BGB), 
deren Eigentümer nicht festgestellt 
werden können: 
Verschiedene Fahrräder (Herren-, 
Damen-, und Kinderfahrräder), 2 
Autoreifen mit Felge, 1 Motorrad-
helm, Regenschirme, Handys, Geld-
börsen, Handtaschen, Rucksäcke, 
verschiedener Schmuck, Uhren, 
Brillen, verschiedene Taschen mit 
Inhalt, Spielsachen, Kleidungsstücke 
und Gebrauchsgegenstände.
Die Empfangsberechtigten der auf-
geführten Fundsachen werden hier-
mit gem. § 980 BGB aufgefordert, 
ihre Rechte innerhalb einer Frist von 
sechs Wochen gerechnet vom Tag der 
Veröffentlichung dieser Bekanntma-
chung an, beim Fundamt, Schwaba-
cher Straße 170, Zimmer 120, gel-
tend zu machen.
Nach Ablauf dieser Frist werden die 
Gegenstände öffentlich versteigert. 
Weiter wird darauf hingewiesen, 
dass der Versteigerungserlös bzw. 
das gefundene Geld drei Jahre nach 
Ablauf der sechswöchigen Frist der 
Stadt Fürth zufällt, wenn nicht ein 
Empfangsberechtigter sein Recht an-
gemeldet hat (§ 981 BGB).
Fürth, 26. März 2004, Stadt Fürth
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Anmeldung für die ersten Klas-
sen der Grundschulen in Fürth
Am Freitag, 23. April, findet von 
10 bis 12 Uhr und von 14 bis 18 Uhr 
die Schulanmeldung statt.
Anzumelden sind alle Kinder, die im 
folgenden Schuljahr erstmals schul-
pflichtig werden. Schulpflichtig 
werden alle Kinder, die am 30. Juni 
2004 sechs Jahre alt sein werden, al-
so spätestens am 30. Juni 1998 ge-
boren sind.
Anzumelden sind ferner alle Kinder, 
die im vorigen Jahr vom Besuch der 

Volksschule zurückgestellt worden 
sind: Der Zurückstellungsbescheid 
ist dabei vorzulegen.
Die Pflicht zur Schulanmeldung be-
steht auch dann, wenn die Erzie-
hungsberechtigten beabsichtigen, ihr 
Kind vom Besuch der Volksschule 
zurückstellen zu lassen.
Ferner werden auf Antrag der Er-
ziehungsberechtigten Kinder auf-
genommen, wenn sie bis zum 31. De-
zember 2004 sechs Jahre alt werden 
und aufgrund der körperlichen und 
geistigen Entwicklung zu erwar-
ten ist, dass das Kind mit Erfolg am 
Unterricht teilnehmen wird (Art. 37 
Abs. 1 BayEUG).
Es können auch Kinder in die Schu-
le aufgenommen werden, die ab 1. Ja-
nuar 1999 geboren sind und aufgrund 
der körperlichen, sozialen und geis-
tigen Entwicklung dazu in der Lage 
sind, mit Erfolg am Unterricht teil-
zunehmen. Voraussetzung für die 
Aufnahme sind ein schriftlicher An-
trag der Erziehungsberechtigten und 
ein schulpsychologisches Gutachten, 
das den voraussichtlichen Schuler-
folg bestätigt. 
Ein Kind, das vollzeitschulpflich-
tig wird oder werden soll, ist von 
den Erziehungsberechtigten zum 
Anmeldetermin an der öffentlichen 
Volksschule, in deren Schulspren-
gel es seinen gewöhnlichen Aufent-
haltsort hat, oder an einer privaten 
Volksschule anzumelden (§ 2 Abs. 
1 VSO).
Die Schulanmeldung erfolgt grund-
sätzlich an der Grundschule. Kinder 
mit nachgewiesenem sonderpädago-
gischem Förderbedarf können von 
ihren Erziehungsberechtigten unmit-
telbar an einer für das Kind geeig-
neten öffentlichen oder staatlich ge-
nehmigten privaten Schule angemel-
det werden.
Auf Antrag der Erziehungsbe-
rechtigten kann aus zwingenden 
persönlichen Gründen (z. B. Hort-
besuch) der Besuch einer anderen 
Volksschule gestattet werden (Art. 
43 Abs. 1 BayEUG). Formulare 
zur Beantragung dazu werden über 
die Schulleitung ausgegeben. Ent-
sprechende Nachweise sind, wenn 

möglich, gleich beizufügen (z. B. 
Hortplatzbestätigung). Grundsätz-
lich ist jedoch eine Anmeldung 
in der zuständigen Sprengelschu-
le notwendig. Um eine rechtzeiti-
ge Bearbeitung dieser Anträge ge-
währleisten zu können, werden die 
Erziehungsberechtigten gebeten, 
spätestens bis 1. Juli 2004 die An-
träge dem Schulverwaltungsamt der 
Stadt Fürth vorzulegen.
Die Erziehungsberechtigten sollen 
persönlich mit dem Kind zur Schul-
anmeldung kommen. Wenn sie ver-
hindert sind, sollen sie einen Vertre-
ter beauftragen, das Kind zur Schul-
anmeldung zu begleiten. Kinder, die 
bei der Schulanmeldung nicht vorge-
stellt werden können, dürfen schon 
vorher schriftlich angemeldet wer-
den. Die Anmeldung soll baldmög-
lichst, spätestens jedoch bis 1. Juni 
2004 nachgeholt werden.
Die Erziehungsberechtigten und ih-
re Vertreter müssen bei der Schul-
anmeldung die nach dem Anmel-
deblatt erforderlichen Angaben ma-
chen und diese durch entsprechende 
Urkunden (Geburtsurkunde etc.) be-
legen (§ 2 Abs. 3 VSO). Sind mehre-
re Erziehungsberechtigte vorhanden, 
so müssen sie die Anmeldung im ge-
genseitigen Einverständnis vorneh-
men. In der Regel genügt zum Nach-
weis hierfür die Unterschrift eines 
Erziehungsberechtigten auf dem An-
meldeblatt. In Zweifelsfällen und 
beim Antrag auf Schulaufnahme 
soll jedoch der andere Erziehungsbe-
rechtigte zustimmen. Kinder, die in 
einem Heim untergebracht sind, kön-
nen von der Leitung des Heimes an-
gemeldet werden.
Über die Aufnahme in eine öffent-
liche Volksschule entscheidet der 
Schulleiter; er kann die Teilnahme 
an einem Verfahren zur Feststel-
lung der Schulfähigkeit verlangen. 
Die Erziehungsberechtigten können 
ein auf Antrag aufgenommenes Kind 
nach dem 31. Juli nicht mehr abmel-
den (§ 2 Abs. 4 VSO).
Bei der Schulanmeldung an öffent-
lichen Volksschulen erhalten die 
Erziehungsberechtigten einen Vor-
druck ausgehändigt für die in Art. 

49 Abs. 2 BayEUG vorgesehene Er-
klärung, ob sie der Zuweisung ih-
res Kindes in eine Klasse mit Schü-
lern gleichen Bekenntnisses zustim-
men, falls für den Schülerjahrgang 
zwei oder mehr Klassen (Parallel-
klassen) gebildet werden. Von der 
Ausgabe dieses Vordruckes wird ab-
gesehen in Volksschulen, an denen 
mit Sicherheit eine Bildung von Pa-
rallelklassen nicht zu erwarten ist. 
Sind mehrere Erziehungsberechtig-
te vorhanden, so gilt für die Abga-
be der Erklärung das gleiche wie bei 
der Schulanmeldung. Die Erklärung 
bleibt für die Dauer des Besuchs ei-
ner öffentlichen Volksschule wirk-
sam, wenn sie nicht widerrufen wird. 
Der Widerruf wird bei der Änderung 
des Bekenntnisses sofort, im Übrigen 
erst mit Beginn des folgenden Schul-
jahres wirksam.
Für die schriftliche Anmeldung sind 
das Anmeldeblatt und das Blatt für 
die genannte Erklärung bei den 
Volksschulen erhältlich.
Erziehungsberechtigte, welche die 
ihnen obliegende Anmeldung eines 
Schulpflichtigen unterlassen, können 
nach Art. 119 Abs. 1 BayEUG mit ei-
ner Geldbuße belegt werden. 
In der Stadt Fürth können an folgen-
den Volks- und Förderschulen Kin-
der angemeldet werden:
Volksschulen mit Grundschulen
• Adalbert-Stifter-Grundschule, Ober-

fürberger Straße 46
• Farrnbachschule, Hummelstraße 9
• Grundschule Frauenstraße 15
• Grundschule Friedrich-Ebert-Stra-

ße 15
• Grundschule Hans-Sachs-Straße 10
• Grund- und Hauptschule Kiderlin-

straße 4 – Anmeldung: John-F.-
Kennedy-Straße 15

• Grundschule Kirchenplatz 5
• Grundschule Maistraße 19
• Grund- und Hauptschule Pesta-

lozzistraße 20
• Grundschule Rosenstraße 17
• Grund- und Hauptschule Schwaba-

cher Straße 86/88
• Grund- und Hauptschule Seeacker-

straße, Carlo-Schmid-Straße 39
• Grundschule Soldnerstraße 50
• Grundschule Zedernstraße 2.
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Förderschulen 
• Sonderpädagogisches Förderzent-

rum (Nord), Flugplatzstraße 105
• Sonderpädagogisches Förderzen-

trum (Süd), Jakob-Wassermann-
Straße 14

• Förderzentrum, Förderschwer-
punkt geistige Entwicklung, Cla-
ra und Dr. Isaak Hallemann Schu-
le, Aldringerstraße 10.

Fürth, 18. Februar 2004
Staatliches Schulamt i. d. Stadt Fürth
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister
Reinhold Meyer, Schulamtsdirektor

Bekanntmachung der Aufforde-
rung zur Einreichung von Vor-
schlagslisten für die Neuberu-
fung der Mitglieder des Verwal-
tungsausschusses der Agentur 
für Arbeit Nürnberg für die am 1. 
Juli 2004 beginnende 11. Amts-
zeit
Am 30. Juni 2004 endet nach § 434j 
Abs. 14 Sozialgesetzbuch – Drit-
tes Buch – (SGB III) die 10. Amts-
zeit für die Mitglieder und die stell-
vertretenden Mitglieder der Verwal-
tungsausschüsse der Agenturen für 
Arbeit. Für die Berufungen zur 11. 
Amtszeit ab 1. Juli 2004 gelten ne-
ben den Bestimmungen des SGB III 
das Bundesgremienbesetzungsgesetz 
(BGremBG) sowie das Bundeswahl-
gesetz (BWahlG).
Im Internet finden Sie das SGB III, 
das BGremBG und das BWahlG un-
ter:
http://www.bmgs.bund.de/download/
gesetze_web/sgb03/sgb03xinhalt.htm 
http://www.rechtliches.de /info_
BGrBG.html 
h t t p : / / b u n d e s r e c h t . j u r i s . d e /
bundesrecht/bwahlg/index.html.
Nach § 377 Abs. 2 SGB III erfolgt 
die Berufung der Mitglieder des 
Verwaltungsausschusses der Agen-
tur für Arbeit (AA) Nürnberg durch 
den Verwaltungsrat der Bundesagen-
tur für Arbeit (BA). Hierzu bedarf es 
entsprechender Vorschläge durch die 
vorschlagsberechtigten Stellen.
Der Verwaltungsausschuss der AA 
Nürnberg setzt sich nach § 371 Abs. 
5 SGB III zu gleichen Teilen aus Ver-
tretern der Arbeitnehmer, der Ar-
beitgeber und der öffentlichen Kör-
perschaften zusammen. Für die 11. 
Amtszeit hat der Verwaltungsrat der 
BA die Zahl der Mitglieder der Ver-
waltungsausschüsse auf einheitlich 
4 je Gruppe festgesetzt (Beschluss 
vom 18. Dezember 2003). 
Vorschlagsberechtigt für die Mitglie-

der der Gruppe der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer sind die 
für den Bezirk der AA Nürnberg zu-
ständigen Gewerkschaften, die Tarif-
verträge abgeschlossen haben, sowie 
ihre Verbände, die für die Vertretung 
von Arbeitnehmerinteressen wesent-
liche Bedeutung haben (§ 379 Abs.1 
Nr. 1 SGB III).
Für die Mitglieder der Gruppe der 
Arbeitgeber sind vorschlagsberech-
tigt die für den Bezirk der AA Nürn-
berg zuständigen Arbeitgeberver-
bände, die Tarifverträge abgeschlos-
sen haben, sowie ihre Vereinigungen, 
die für die Vertretung von Arbeitge-
berinteressen wesentliche Bedeutung 
haben (§ 379 Abs.1 Nr. 2 SGB III).
Die vorschlagsberechtigten Stel-
len haben nach § 379 Abs. 4 SGB 
III unter den Voraussetzungen des 
§ 4 Bundesgremienbesetzungsgesetz  
(BGremBG) für jeden auf sie entfal-
lenden Sitz jeweils eine Frau und ei-
nen Mann (Doppelbenennung) vor-
zuschlagen.
Nach § 378 Abs. 1 SGB III können 
als Mitglieder des Verwaltungsaus-
schusses der AA Nürnberg nur Deut-
sche, die das passive Wahlrecht zum 
Deutschen Bundestag besitzen, und 
Ausländer, die ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt rechtmäßig im Bundes-
gebiet haben und die Voraussetzun-
gen des § 15 des Bundeswahlgesetzes, 
mit Ausnahme der von der Staatsan-
gehörigkeit abhängigen Vorausset-
zungen erfüllen, berufen werden. Ar-
beitnehmerinnen, Arbeitnehmer, 
Beamtinnen und Beamte der BA 
können nicht Mitglied des Verwal-
tungsausschusses der AA Nürnberg 
sein (§ 378 Abs. 2 SGB III).
Die Mitglieder des Verwaltungsaus-
schusses der AA Nürnberg üben ih-
re Tätigkeit ehrenamtlich aus (§ 371 
Abs. 6 SGB III). Die BA erstattet ih-
nen ihre baren Auslagen und ge-
währt eine Entschädigung (§ 376 
SGB III).
Die nach § 379 Abs. 1 SGB III vor-
schlagsberechtigten Gewerkschaf-
ten und Arbeitgeberverbände wer-
den aufgefordert, ihre Vorschlags-
listen für den Verwaltungsausschuss 
der AA Nürnberg bis zum 21. April 
2004 beim 
Verwaltungsausschuss der AA 
Nürnberg, Büro der Selbstverwal-
tung, Richard-Wagner-Platz 5, 
90443 Nürnberg einzureichen.
Die Vorschlagslisten sollen enthalten:
• Persönliche Daten der Vorge-

schlagenen: Vor- und Zuname, 

Geburtsdatum, Berufs- oder Amts-
bezeichnung, vollständige Postan-
schrift.

• Doppelbenennungen nach § 4 
BGremBG: Eine Doppelbenen-
nung ist entbehrlich, wenn der vor-
schlagsberechtigten Stelle Perso-
nen verschiedenen Geschlechts 
mit der besonderen persönlichen 
und fachlichen Eignung und Qua-
lifikation nicht zur Verfügung ste-
hen (§ 4 Abs. 1 BGremBG). Un-
terbleibt eine Doppelbenennung 
aus diesen Gründen, hat die vor-
schlagsberechtigte Stelle dies mit 
der Einreichung der Vorschläge 
schriftlich zu erklären.

• Eine Doppelbenennung kann un-
terbleiben, wenn sie aus rechtli-
chen oder tatsächlichen Gründen 
nicht möglich oder aus sachlichen, 
nicht auf das Geschlecht bezoge-
nen Gründen unzumutbar ist (§ 4 
Abs. 2 Nr. 2 BGremBG). Dies ist 
z.B. dann der Fall, wenn die Mit-
gliedschaft an bestimmte Funkti-
onen oder einen bestimmten Be-
schäftigungsbereich gekoppelt ist 
und in diesen Funktionen oder in 
diesem Bereich nicht zwei Perso-
nen verschiedenen Geschlechts 
tätig sind. Die Gründe für den 
Ausnahmetatbestand sind von 
der vorschlagsberechtigten Stelle 
schriftlich darzulegen.

• Angabe der Zahl der Mitglieder, 
die die vorschlagende Gewerk-
schaft im Bezirk des Verwaltungs-
ausschusses der AA Nürnberg ver-
tritt bzw. Angabe der Zahl der 
sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten, die bei den Mitglieds-
firmen des vorschlagenden Arbeit-
geberverbandes im Bezirk der AA 
Nürnberg beschäftigt sind.

Außerdem ist schriftlich zu erklären, 
dass die Vorgeschlagenen die Vor-
aussetzungen für die Berufung nach 
§ 378 SGB III erfüllen.
Zum Thema „Mitwirkung von Mit-
gliedern der Selbstverwaltung in 
Gremien von Vereinen, Gesell-
schaften und Verbänden” bitte ich 
den Beschluss des Verwaltungsrats 
der BA vom 26. Juni 2003 zu be-
achten.
Anmerkung: Das Verfahren für die 
Benennung der Stellvertreter wird 
gesondert geregelt. 
An die für die Gruppe der öffent-
lichen Körperschaften vorschlags-
berechtigte Stelle (s. § 379 Abs. 3 
SGB III) ergeht eine gesonderte Auf-
forderung zur Einreichung der Vor-

schlagsliste.
Nürnberg, 18. März 2004, 
Verwaltungsausschuss der Agentur 
für Arbeit Nürnberg
gez. Rolf Wagner
Vorsitzender des Verwaltungsausschus-
ses der Agentur für Arbeit Nürnberg

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
und Bayerisches Wassergesetz 
(BayWG)
Einleitung von Grund- und Drai-
nagewasser aus der Cadolzburger 
Straße in den Scherbsgraben (Ge-
wässer III. Ordnung)
Mit Bescheid der Stadt Fürth, Ord-
nungsamt, vom 11. März 2004, Az. 
III/OA/U-W-6-Ha, wurde der Stadt 
Fürth die beantragte gehobene Er-
laubnis nach § 7 WHG i.V.m. Art. 
16 BayWG für die Einleitung von 
Grund- und Drainagewasser aus der 
Cadolzburger Straße in den Scherbs-
graben (Gewässer III. Ordnung) er-
teilt. Der Bescheid liegt gem. Art. 74 
Abs. 4 Satz 2 Bayer. Verwaltungs-
verfahrensgesetz (BayVwVfG) vom 
19. April 2004 bis 3. Mai 2004 bei 
der Stadt Fürth, Ordnungsamt, 
Ämtergebäude Süd, Schwabacher 
Straße 170, Zimmer 323, zur Ein-
sichtnahme aus. Die Rechtsbehelfs-
belehrung liegt dem Bescheid bei.
Der Bescheid wurde dem Träger des 
Vorhabens und den bekannten Be-
troffenen zugestellt.
Mit Ende der Auslegungsfrist gilt er 
auch gegenüber den übrigen Betrof-
fenen als zugestellt.
Fürth, 29. März 2004, Stadt Fürth
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Verlust eines Dienstausweises
Der Dienstausweis Nr. 1034 des An-
gestellten Norbert Gramlich ist ver-
loren gegangen und wird hiermit für 
ungültig erklärt.
Der unbefugte Gebrauch des Dienst-
ausweises wird strafrechtlich ver-
folgt.
Fürth, den 31. März 2004
Stadt Fürth, Haupt- und Organisati-
onsamt
Horst Peter, Verwaltungsdirektor

Öffentliche 
Ausschreibungen

Öffentliche Ausschreibung
1. Auftraggeber: Stadt Fürth, Bau-
referat, Rudolf-Breitscheid-Straße 
35, 90762 Fürth, Telefon 0911/974-
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2602, Telefax 0911/974-2611.
2. a) Verfahrensart: Öffentliche 
Ausschreibung nach VOB. Vergabe 
von Zeitvertragsarbeiten nach dem 
Auf- und Abgebotsverfahren gemäß 
§ 6 VOB/A.
b) Vertragsform: Bauvertrag. 
3. a) Ausführungsort: 90762 Fürth.
b) Auftragsgegenstand: Straßen-
unterhaltsarbeiten 2004 / 2005 im 
Stadtgebiet Fürth.
Bei den Arbeiten handelt es sich im 
Wesentlichen um die Schließung von 
Aufgrabungsflächen, Zufahrtsher-
stellungen, Frostschädenbehebun-
gen und die Behebung von unerwar-
tet anfallenden Straßenschäden im 
Stadtgebiet Fürth.
Für den Auftragszeitraum wird eine 
Gesamtauftragssumme von 250.000 
Euro angenommen. 
c) Unterteilung in Lose: Entfällt.
d) Anfertigung von Entwürfen: 
Entfällt.
4. Ausführungsfristen: Vertrags-
dauer Rahmenvertrag: 25. Mai 2004 
bis 24. Mai 2005.
5.a) Anforderung der Unterlagen 
bei: Stadt Fürth, Bauverwaltungs-
amt, Rudolf-Breitscheid-Straße 35, 
Zimmer 12, 90762 Fürth, Telefon 
0911/974-2602, Telefax 0911/974-
2611. Verdingungsunterlagen können 
bei der o.g. Stelle ab 13. April 2004 
von 8 Uhr bis 13 Uhr abgeholt bzw. 
angefordert werden. 
b) Zahlung: Die Verdingungsunter-
lagen können gegen Bezahlung von 
20 Euro abgeholt werden. Bei Anfor-
derung der Verdingungsunterlagen 
ist ein Nachweis der Einzahlung vor-
genannten Betrages auf Konto Spar-
kasse Fürth 18 (BLZ 762 500 00) 
oder Postbank Nürnberg 2676859 
(BLZ 760 100 85) beizufügen. Der 
Betrag wird nicht zurückerstattet. 
6.a) Schlusstermin für Angebot-
seingang: Siehe 7.b).
b) Anschrift: Stadt Fürth, Bauver-
waltungsamt, Rudolf-Breitscheid-
Straße 35, Zimmer 13, 90762 Fürth.
c) Sprache: Deutsch.
7.a) Zur Angebotseröffnung zuge-
lassene Personen: Bieter und ihre 
Bevollmächtigten. 
b) Tag, Stunde, Ort: 4. Mai 2004, 
14 Uhr, Rudolf-Breitscheid-Straße 
35, 90762 Fürth, Zimmer 13.
8. Kautionen und sonstige Sicher-
heit: Entfällt. 
9. Finanzierungs- und Zahlungs-
bedingungen:  Abschlags- und 
Schlusszahlungen nach VOB/B in 
Verbindung mit Nummer 30 ZVB/E.

10. Rechtsform und Bietergemein-
schaft: Entfällt.
11. Mindestbedingungen: Für den 
Auftrag kommen nur Bieter in Be-
tracht, die bereits Leistungen mit Er-
folg ausgeführt haben, die mit der zu 
vergebenen Leistung vergleichbar 
sind und diese kurzfristig ausführen 
können, da es sich um Straßenunter-
haltsarbeiten handelt. 
12. Bindefrist: 4. Juni 2004.
13. Zuschlagskriterien: Gemäß 
VOB/A § 25.
14. Nebenangebote: Sind nicht zu-
gelassen.
15. Sonstige Angaben: Nachprüf-
stelle gemäß § 31 VOB/A: Regierung 
von Mittelfranken, VOB-Stelle, Pro-
menade 27, 91522 Ansbach.
16. Tag der Veröffentlichung der 
Vorinformation: Entfällt.
17. Tag der Absendung der Be-
kanntmachung: Entfällt.

Öffentliche Ausschreibung
1. Auftraggeber (Vergabestelle): 
Stadt Fürth, Baureferat, Rudolf-Breit-
scheid-Straße 35, 90762 Fürth, Tele-
fon 0911/9742602, Fax 0911/9742611.
2. a) Verfahrensart: Öffentliche 
Ausschreibung nach VOB/A.
b) Vertragsform: Bauvertrag nach 
VOB.
3. a) Ausführungsort: Generalsa-
nierung der Turnhalle Geb. 1471, 
John-F.-Kennedy-Str. 29, 90763 
Fürth.
b) Auftragsgegenstand:
b1) Estricharbeiten: Eröffnungster-
min: 21. April 2004, 14.15 Uhr, LV-
Kosten: 10 Euro, Ausführungsfrist: 
ab KW 18 (Ende April) 2004. Leis-
tungsumfang: 515 m2 Zementestrich, 
d = 65 mm, mit Wärmedämmung 
WLG 035, d = 80 mm.
b2) Sportbodenbelagarbeiten: Er-
öffnungstermin: 21. April 2004, 
14.30 Uhr, LV-Kosten: 10 Euro, Aus-
führungsfrist: ab KW 22 (Ende Mai) 
2004. Leistungsumfang: ca. 710 m2 
flächenelastischer Sportboden mit 
elastischer Schicht nach DIN 18032, 
Teil 2; ca. 175 m2 mit trittfester 
Dämmplatte im Tribünen- und Gerä-
teraumbereich, Oberbelag Linoleum 
4 mm, mit Spielfeldmarkierung.
b3) Sporteinbaugeräte: Eröff-
nungstermin: 21. April 2004, 14.45 
Uhr, LV-Kosten: 15 Euro, Ausfüh-
rungsfrist: Einbau der Bodenhülsen 
ca. Mai 2004, Einbau der Sportgeräte 
ca. Juni/ Juli 2004 (je nach Baufort-
schritt). Leistungsumfang: Ausstat-

tung einer Standard zwei-fach Turn-
halle mit Einbaugeräten und eines 
Konditionsraumes mit ca. 36 m2.
c) Unterteilung in Lose: Entfällt.
d) Anfertigung von Entwürfen: 
Entfällt.
4. Ausführungsfristen: Siehe 3. b).
5. a) Anforderung der Unterlagen 
bei: Stadt Fürth, Bauverwaltungs-
amt, Rudolf-Breitscheid-Straße 35, 
Zimmer 012, 90762 Fürth, Telefon 
0911/974 2602, Fax 0911/974 2611. 
Verdingungsunterlagen werden bei 
o.g. Stelle ab 5. April 2004 in der 
Zeit von 8 bis 13 Uhr ausgegeben.
b) Zahlung: Die Verdingungsunter-
lagen können gegen Bezahlung eines 
Betrags gemäß der Aufstellung unter 
3.b) abgeholt werden. Bei Anforde-
rung der Verdingungsunterlagen ist 
der Nachweis der Einzahlung vorge-
nannten Betrages auf Konto Sparkas-
se Fürth 18 (BLZ 762 500 00) oder 
Postbank Nürnberg 26 76 859 (BLZ 
760 100 85) beizufügen. Der Betrag 
wird nicht zurückerstattet.
6. a) Schlusstermin Angebotsein-
gang: Siehe 3. b).
b) Anschrift: Stadt Fürth, Bauverwal-
tungsamt, Rudolf-Breitscheid-Straße 
35, Zimmer 013, 90762 Fürth.
c) Sprache: Deutsch.
7. a) Bei Eröffnung zugelassen: 
Bieter und ihre Bevollmächtigten.
b) Tag, Stunde, Ort: Siehe 3. b), 
Rudolf-Breitscheid-Straße 35, Zim-
mer 013, 90762 Fürth.
8. Sicherheiten: Für die Erfüllung 
sämtlicher Verpflichtungen aus dem 
Vertrag ist eine Sicherheit in Höhe 
von 5% der Auftragssumme durch 
selbstschuldnerische Bürgschaft zu 
leisten. Es werden nur Bürgschaften 
eines in der Europäischen Union zu-
gelassenen Kreditinstitutes oder Kre-
ditversicherers angenommen.
9. Zahlungsbedingungen: Ab-
schlags- und Schlusszahlungen erfol-
gen nach VOB/B in Verbindung mit 
ZVB.
10. Rechtsform der Bietergemein-
schaft: Gesamtschuldnerisch haf-
tende Bietergemeinschaft mit bevoll-
mächtigtem Vertreter.
11. Mindestbedingungen: Für den 
Auftrag kommen Bieter in Betracht, 
die bereits Leistungen mit Erfolg 
ausgeführt haben, die mit der zu ver-
gebenden Leistung vergleichbar sind. 
Sonstige erforderliche Nachweise 
siehe Vergabeunterlagen (Eignungs-
nachweis des Bieters).
12. Zuschlags-/ Bindefrist bis: 2. 
Juni 2004.

13. Zuschlagskriterien: Gem. § 25 
VOB/A.
14. Nebenangebote: Wertung nach 
VOB und den Bewerbungsbedin-
gungen.
15. Sonstige Angaben: Nachprüf-
stelle nach § 31 VOB/A: Regierung 
von Mittelfranken, VOB-Stelle, Pro-
menade 27, 91522 Ansbach.

Öffentlicher
Teilnahmewettbewerb

1. Vergabestelle: Stadt Fürth, Bau-
referat, Bauverwaltungsamt, Rudolf-
Breitscheid-Straße 35, 90762 Fürth, 
Telefon 0911/974-2602, Telefax 
0911/974-2611.
2. a) Verfahrensart: Öffentlicher 
Teilnahmewettbewerb für beschränk-
te Ausschreibung nach VOL/A.
3. a) Ort der Ausführung: Stadtge-
biet Fürth, östliche Innenstadt und 
Teilbereiche der Südstadt.
b) Art der Leistung: Straßenrei-
nigungsarbeiten, 35.000 Frontme-
ter, Los 1: 13.000 Frontmeter, Los 2: 
22.000 Frontmeter. Reinigungsinter-
valle: 2 x wöchentlich.
c) Aufteilung in Lose:
Los 1: Östliche Innenstadt 13.000 
Frontmeter.
Los 2: Teilbereiche der Südstadt 
22.000 Frontmeter.
4. a) Vertragszeitraum: 1. Juli 2004 
bis 1. Juli 2005.
b) Bewerbungsfrist für die Anträ-
ge auf Teilnahme: 4. Mai 2004 bis 
15 Uhr.
c) Anschrift, an die diese Anträge 
zu richten sind: Stadt Fürth, Bau-
verwaltungsamt, Rudolf-Breitscheid-
Straße 35, Zimmer 13, 90762 Fürth, 
Telefon: 0911/974-2602, Telefax: 
0911/974-2611.
d) Sprache, in der diese Anträge 
abgefasst sein müssen: Deutsch.
5. Tag, an dem die Aufforderung 
zur Angebotsabgabe spätestens ab-
gesandt werden: 14. Mai 2004.
6. Vorzulegende Unterlagen (§ 7 
Nr. 4) die für die Beurteilung der 
Eignung des Bewerbers (§ 2) ver-
langt werden: Aufstellung der vor-
handenen Maschinen und Geräte. 
Angabe der Anzahl der Mitarbeiter. 
Referenzen über bereits ausgeführte 
vergleichbare Arbeiten.
7. Sonstige Angaben: Der Bewer-
ber unterliegt mit Abgabe seines 
Angebotes auch den Bestimmungen 
über nicht berücksichtigte Angebo-
te (§27).




